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Öffentliche Bekanntmachung 

1. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl zum Rat der 
Stadt Marsberg am 13.09.2020 

2. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl zum/r haupt­
amtlichen Bürgermeister/in der Stadt Marsberg am 13.09.2020 

Gemäß den §§ 3 Nr. 5 und 24 der Kommunalwahlordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KWahiO) in Verbindung mit§ 75 b KWahiO vom 31.08.1993 (GV. NRW. S. 592, ber. S. 967) 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 09. Oktober 2019 (GV. NRW. S. 602,), in der zurzeit 
gültigen Fassung fordere ich hiermit zur 

• Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl des Rates der Stadt Marsberg in 
den Wahlbezirken und aus den Reservelisten sowie 

• für die Wahl zum/r hauptamtlichen Bürgermeister/in auf. 

Ich weise darauf hin, dass Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft (Unionsbürger/innen) unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche 
wählbar sind. 

Die Wahlvorschläge sind spätestens 

bis zum 59. Tage vor der Wahl, 18:00 Uhr 
(gesetzliche Ausschlussfrist) 

beim Wahlleiter der Stadt Marsberg einzureichen. Sie müssen auch bei postalischer Übersen­
dung bis zu diesem Zeitpunkt eingegangen sein. 

Somit ist der späteste Tag für die Einreichung der Wahlvorschläge der 16. Juli 2020. 

Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, 
damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, noch rechtzeitig beho­
ben werden können. 

Für das gesamte Bewerberaufstellungsverfahren sind amtliche Vordrucke zu verwenden. Diese 
werden kostenfrei auf Anforderung vom Wahlleiter der Stadt Marsberg, Rathaus, Lillers-Straße 
8, 34431 Marsberg, Zimmer 8, während der Dienststunden montags bis freitags von 8.00 Uhr 
bis 12.30 Uhr, sowie dienstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags von 14.00 Uhr bis 
18.00 Uhr oder nach Terminvereinbarung ausgegeben. Es kann auch ein webbasierendes Ver­
fahren (Parteienkomponente Votemanager) genutzt werden. Nähere Auskünfte werden diesbe­
züglich auf Anfrage erteilt (siehe oben). 

Auf die Bestimmungen der§§ 15 bis 17 sowie der§§ 46 b und 46 d Abs. 1 bis 5 des 
Kommunalwahlgesetzes- KWahiG- in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.06.1998 
(GV.NRW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt geändert durch Artikel1 des Geset­
zes vom 11.04.2019 (GV.NRW. S. 202), in der zurzeit gültigen Fassung und der§§ 25, 26 
und 31 sowie §§ 75 a und 75 b KWahiO weise ich hin. 

Insbesondere bitte ich folgende Hinweise zu beachten: 

Wahlvorschläge für die Wahl zum Rat der Stadt Marsberg können von politischen Parteien im 
Sinne des Art. 21 des Grundgesetzes (Parteien), von mitgliedschaftlieh organisierten Gruppen 
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von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewer­
bern), von diesen allerdings keine Reserveliste, eingereicht werden. 

Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur benannt 
werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt wor­
denist 

Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterversammlung sind in geheimer Wahl zu wäh­
len. 

Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber auf der Reserveliste und 
für die Bestimmung der Ersatzbewerber. Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammen­
tritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des Zu­
sammentritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlberech­
tigt ist. 

Das Nähere über die Wahl der VertreterNertreterinnen für die Vertreterversammlung, über die 
Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das 
Verfahren für die Wahl der Bewerber/innen regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre 
Satzungen. 

1. Für die Aufstellung der Wahlvorschläge für die Wahl zum Rat der Stadt Marsberg ist 
folgendes zu beachten: 

1.1 Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen von der für das Wahlge­
biet zuständigen Leitung unterzeichnet sein. Ist die Partei oder Wählergruppe in der im 
Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu 
wählenden Vertretung, in der Vertretung des Hochsauerlandkreises, im Landtag oder 
aufgrund eines Wahlvorschlages aus dem Land im Bundestag vertreten, so kann sie ei­
nen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach demo­
kratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein 
Programm hat; dies gilt nicht für Parteien, die die Unterlagen gemäß§ 6 Abs. 3 Satz 1 
Nrn. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Tag der Wahlausschreibung ord­
nungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht haben. Die Wahlvorschläge dieser Par­
teien und Wählergruppen (Satz 2, erster Halbsatz) müssen ferner für jeden Wahlbezirk 
im Stadtgebiet von mindestens 5 Wahlberechtigten persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern, es sei 
denn, dass sie im Rat der Stadt Marsberg einen Sitz auf Grund eines Wahlvorschlages 
haben, in dem sie als Einzelbewerber benannt waren, und der Wahlvorschlag von ihnen 
selbst unterzeichnet ist. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße 
Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum Ab­
lauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvor­
schlages, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlberech­
tigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 

1.2 Jeder Wahlvorschlag muss Familienname, Vorname, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, 
Anschrift, Staatsangehörigkeit sowie bei Parteien oder Wählergruppen deren Name oder 
Bezeichnung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, angeben. 
Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten. Ein Bewerber darf, unbescha­
det seiner Bewerbung in einer Reserveliste, nur in einem Wahlvorschlag benannt wer­
den. ln einen Wahlvorschlag darf nur aufgenommen werden, wer seine Zustimmung 
schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich. Die ordnungsgemäße Abgabe 
der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für 
die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 

- 83-



1.3 ln jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrau­
ensperson bezeichnet werden. Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, die als erste 
unterzeichnet hat, als Vertrauensperson, und diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, 
als stellvertretende Vertrauensperson. 

1.4 Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt werden, die für eine Partei oder für 
eine Wählergruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zustän­
digen Leitung unterzeichnet sein. Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt 
der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen im Rat der Stadt 
Marsberg, in der Vertretung des Hochsauerlandkreises, im Landtag oder aufgrundeines 
Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag vertreten, so muss die Reserveliste von 
17 Wahlberechtigten des Wahlgebietes persönlich und handschriftlich unterzeich­
net sein. 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber, unbeschadet der 
Reihenfolge im Übrigen, Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf ei­
ner Reserveliste aufgestellten Bewerber sein soll. 

1.5 Wählbar ist jede wahlberechtigte Person, die 
• am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet hat, 
• seit mindestens drei Monaten in dem Wahlgebiet ihre Wohnung, bei mehreren Woh­

nungen ihre Hauptwohnung hat oder sich sonst gewöhnlich aufhält unc~ keine Woh­
nung außerhalb des Wahlgebiets hat, 

Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik 
Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt. 

2. Für die Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl zum/r hauptamtlichen Bürger­
meister/in der Stadt Marsberg gelten die unter Ziffer 1.1 - 1.3 genannten Regelungen 
mit folgenden Einschränkungen: 

2.1 Wer gemäß § 65 Abs. 2 der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen wähl­
bar ist (s. Ziffer 2.3), kann sich selbst vorschlagen; für einen solchen Vorschlag gelten 
die Regelungen für Einzelbewerber entsprechend. 

Parteien und Wählergruppen können auch gemeinsam einen Bewerber/ eine Bewerberin 
vorschlagen. Wird von Parteien und Wählergruppen eine Person als gemeinsamer Be­
werber/gemeinsame Bewerberin benannt, ist sie entweder in einer gemeinsamen Ver­
sammlung oder in getrennten Versammlungen der beteiligten Wahlvorschlagsträger in 
geheimer Abstimmung zu wählen. Die Träger des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen 
keinen anderen als den gemeinsamen Bewerber/die gemeinsame Bewerberin wählen 
und zur Wahl vorschlagen. 

Ziffer 1.1 Satz 3 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass die dort genannten 
Wahlvorschläge von mindestens 170 Wahlberechtigten persönlich und hand­
schriftlich unterzeichnet sein müssen. 

2.2 Bewerber können nicht gleichzeitig für die Wahl zum Bürgermeister/zur Bürgermeisterin 
und/oder zum Landrat/zur Landrätin in mehreren Gemeinden und Kreisen kandidieren. 

2.3 Wählbar ist, wer am Wahltag 
• Deutsche/r im Sinne von Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder wer die 

Staatsangehörigkeit eines Mitgliedsstaates der Europäischen Gemeinschaft besitzt, 
• das 23. Lebensjahr vollendet hat, 
• eine Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland inne hat, 
• nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen ist, 
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• die Gewähr dafür bietet, dass er I sie jederzeit für die freiheitlich demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eintritt. 

Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt(§ 65 Abs. 2 Gemeindeordnung NRW). 

Bei der Einreichung von Wahlvorschlägen sind die Bestimmungen der§§ 15- 17, 46 b 
und 46 d des Kommunalwahlgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30.06.1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509, 1999 S. 70), zuletzt geändert durch Artikel1 des 
Gesetzes vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 202) und die §§ 25, 26, 31, der Kommunal­
wahlordnung, in der zurzeit gültigen Fassung, zu beachten. 

Das Wahlgebiet der Stadt Marsberg wurde durch den Wahlausschuss für die Kommunalwahl 
2020 in der Sitzung am 17.02.2020 in die nachfolgend aufgeführten 17 Wahlbezirke eingeteilt: 

010 Niedermarsberg 
020 Niedermarsberg 
030 Niedermarsberg 
040 Niedermarsberg 
050 Niedermarsberg 
060 Obermarsberg 
070 Obermarsberg, Niedermarsberg 
080 Bredelar, Padberg 
090 Beringhausen, Helminghausen, Padberg 
1 00 Giershagen 
110 Leitmar (Borntosten), Canstein, Heddinghausen, Udorf 
120 Erlinghausen, Niedermarsberg 
130 Westheim 
140 Westheim, Oesdorf 
150 Essentho, Oesdorf, Meerhof 
160 Essentho 
170 Meerhof 

Die genaue Einteilung mit Angabe der zu jedem Wahlbezirk gehörenden Stadtbezirke und 
Straßen bzw. Straßenteile wurde am 06.03.2020 im Amtsblatt der Stadt Marsberg, Nr. 04, Jahr­
gang 46, bekannt gemacht. 

Marsberg, den 12.03.2020 

Der Wahlleiter 

~t~~ 

- 85-



rsber 
Der Bürgermeister 

Stadt Marsberg • Postfach 1341 • 34419 Marsberg 

Amt für Bürgerdienste und Ordnung 
Rathaus, Ullers-Straße 8 
Auskunft erteilt: Michael Martin 
Zimmer. .......... : 6, EG 

Vermittlung: (0 29 92) 602 1 
Durchwahl.: (0 29 92) 602 237 
Telefax ...... : (0 29 92) 602 201 237 
Email... ...... : m.martin@marsberg.de 

Aktenzeichen: 32-51-01 
(bei Antwort bitte angeben) 

Datum: 16.03.2020 

Allgemeinverfügung der Stadt Marsberg vom 16.03.2020 zum Ver­
bot von Veranstaltungen und bestimmten Gaststätten zur Bekämp­
fung von übertragbaren Krankheiten nach dem Gesetz zur Verhü­
tung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 
(lnfektionsschutzgesetz) 
Gemäß §§ 3 Abs. 1 Satz 1, 7 Absatz 3, 9 Absatz 1 Ordnungsbehördengesetz (OBG NRW) in 
Verbindung mit §§ 28 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infek­
tionskrankheiten beim Menschen (lnfektionsschutzgesetz -lfSG) wird zur Verhütung der 
Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen folgende Allgemeinverfügung zu­
nächst bis zum 19.April 2020 angeordnet: 

1. Für Reiserückkehrer aus Risikogebieten wird für den Zeitraum von 14 Tagen nach 
Aufenthalt Betretungsverbote für folgende Bereiche erlassen: 
a) Gemeinschaftseinrichtungen (Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestel­

len, Heilpädagogische Kindertageseinrichtungen, "Kinderbetreuung in besonderen 
Fällen", Schulen und Heime, in denen überwiegend minderjährige Personen be­
treut werden, sowie betriebserlaubte Einrichtungen nach§ 45 SGB VII (stationäre 
Erziehungshilfe) 

b) Krankenhäuser, Vorsorge-und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den 
Krankenhäusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt, Dialyseeinrich­
tungen, Tageskliniken 

c) Stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe 
d) Schulen 

2. Für Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie für stationäre 
Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe werden nachstehende Maß­
nahmen angeordnet: 

• Die Einrichtungen haben Maßnahmen zu ergreifen, um den Eintrag von 
Corona-Viren zu erschweren, Patienten und Personal zu schützen und per­
sönliche Schutzausrüstung einzusparen. 

Konten der Stadtkasse Hausadresse: Lillers-Straße 8, 34431 Marsberg 

Sparkasse Paderbom-Detmold 
Volksbank im Hochsauerland 
Commerzbank 

I BAN: DE68 4765 0130 1800 0013 39 BIC: WELADE3LXXX 
I BAN: DE74 4006 9266 6004 0004 00 BIC: GENODEM1MAS 
I BAN: DE19 4808 0020 0378 7850 00 BIC: DRESDEFF480 

Postbank I BAN: DE33 4401 0046 0014 4434 60 BIC: PBNKDEFF 

Internet Email: info@marsberg de 
Homepage: http:/twww.marsberg.de 

Datei: Allgemeinvertagung Corona.docx 
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• Sie haben Besuchsverbote oder restriktive Einschränkungen der Besuche 
auszusprechen; maximal ist aber ein registrierter Besucher pro Bewohner I 
Patient pro Tag mit Schutzmaßnahmen und mit Hygieneunterweisung zuzu­
lassen. Ausgenommen davon sind medizinisch oder ethisch-sozial angezeig­
te Besuche (z.B. Kinderstationen, Palliativpatienten). 

• Kantinen, Cafeterien oder andere der Öffentlichkeit zugängliche Einrichtungen 
für Patienten und Besucher sind zu schließen 

• Sämtliche öffentliche Veranstaltungen wie Vorträge, Lesungen, Informations­
veranstaltungen etc. sind zu unterlassen. 

3. Folgende Einrichtungen, Begegnungsstätten und Angebote sind zu schließen bezie­
hungsweise einzustellen: 
• Alle Bars, Clubs, Diskotheken, Theater, Kinos und Museen unabhängig von der 

jeweiligen Trägerschaft oder von Eigentumsverhältnissen ab dem 16.03.2020 
• Alle Fitness-Studios, Schwimmbäder und sogenannte "Spaßbäder", Saunen ab 

dem 16.03.2020 
• Alle Angebote in Volkshochschulen, in Musikschulen, in sonstigen öffentlichen 

und privaten außerschulischen Bildungseinrichtungen ab dem 17.03.2020 
• Zusammenkünfte in Sportvereinen, sonstigen Sport- und Freizeiteinrichtungen ab 

dem 17.03.2020 
• Zusammenkünfte in Spielhallen, Spielbanken und Wettbüros ab dem 16.03.2020 
• Gleiches gilt für Prostitutionsbetriebe ab dem 16.03.2020. 

4. Der Zugang zu Angeboten der nachstehenden Einrichtungen ist ab dem 16.03.2020 
beschränkt und nur unter strengen Auflagen (Besucherregistrierung mit Kontaktda­
ten, Reglementierung der Besucherzahl, eingeschränkter Thekenbetrieb, Mindestab­
stände zwischen den Tischen von 2 Metern, Aushänge mit Hinweisen zur richtigen 
Hygienemaßnahmen etc.) gestattet: 

• Restaurants und Gaststätten sowie Hotels für die Bewirtung von Übernachtungs­
gästen 

5. Zu Einrichtungshäusern und Einkaufszentren, "Shoppingmalls" oder "factory outlets" 
und vergleichbaren Einrichtungen, die mehr als 15 einzelne Geschäftsbetriebe um­
fassen, ist ab dem 16.03.2020 der Zugang beschränkt und nur unter Auflagen er­
laubt. Der Aufenthalt ist nur zur Deckung des dringenden oder täglichen Bedarfs ge­
stattet. 

6. Alle öffentlichen Veranstaltungen werden untersagt. Das schließt grundsätzlich auch 
Verbote für Versammlungen unter freiem Himmel wie Demonstrationen ein, die nach 
Durchführung einer individuellen Verhältnismäßigkeitsprüfung zugelassen werden 
können. Ausgenommen sind Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentli­
chen Sicherheit und Ordnung oder derDaseinsfür-und -Vorsorge zu dienen be­
stimmt sind oder der Versorgung der Bevölkerung dienen (z. B. Wochenmärkte). 

Begründung: 
Diese Allgemeinverfügung erfolgt in Umsetzung des Erlasses des Ministeriums für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales NRW vom 15.03.2020 zu weiteren kontaktreduzierenden Maß­
nahmen ab dem 16.03.2020 und 17.03.2020 

Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festge­
stellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
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war, so trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, soweit und solan­
ge es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist, § 28 Ab­
satz 1 Satz 1 lfSG. Unter diesen Voraussetzungen kann die zuständige Behörde gemäß§§ 
16 Abs. 1, 28 Absatz 1 Satz 2 1. Halbsatz lfSG Veranstaltungen oder sonstige Ansammlun­
gen einer größeren Anzahl von Menschen beschränken oder verbieten. Ausgehend von der 
Gesetzesbegründung sind hiervon alle Zusammenkünfte von Menschen erfasst, die eine 
Verbreitung von Krankheitserregern begünstigen. Gemäß§ 2 Nr. 1 lfSG sind Krankheitser­
reger im Sinne des Infektionsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, 
Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, das bei Menschen eine 
Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich 
um einen Krankheitserreger im Sinne des§ 2 Nr. 1 lfSG. 
Der Virus wird von Mensch zu Mensch übertragen. Hauptübertragungsweg ist die Tröpfchen­
infektion. Dies kann direkt von Mensch zu Mensch über die Schleimhäute der Atemwege 
geschehen oder auch indirekt über Hände, die dann mit Mund- oder Nasenschleimhaut so­
wie der Augenbindehaut in Kontakt gebracht werden. Insofern erhöht sich das Risiko einer 
Ansteckung mit dem SARS-CoV-2 Virus bei Veranstaltungen mit einer hohen Besucherzahl 
potentiell und damit die Gefahr, dass sich die Infektionen sich in der Bevölkerung weiterver­
breiten. 
Nach der Einschätzung des Robert-Koch-lnstitutes (RKI) sind es zur Bewältigung der aktuel­
len Weiterverbreitung des SARS-CoV-2 Virus "massive Anstrengungen auf allen Ebenen des 
Öffentlichen Gesundheitsdienstes erforderlich". Es wird das Ziel verfolgt, die Infektionen in 
Deutschland so früh wie möglich zu erkennen und die weitere Ausbreitung des Virus so weit 
wie möglich zu verzögern. Damit sind gesamtgesellschaftliche Anstrengungen wie die Redu­
zierung von sozialen Kontakten mit dem Ziel der Vermeidung von Infektionen im privaten, 
beruflichen und öffentlichen Bereich sowie eine Reduzierung der Reisetätigkeit verbunden. 
Die Entwicklungen der letzten Tage zeigen, dass die bisherigen Maßnahmen nicht ausrei­
chen. Die Zahl der Infizierten steigt stetig an. Durch den Erlass des Ministeriums für Ge­
sundheit, Arbeit und Soziales NRW vom 15.03.2020 ist die Stadt Marsberg angewiesen, ab 
dem 16.3.2020 dafür Sorge zu tragen, dass die zur Verhinderung der Verbreitung von 
SARS-Cov-2 notwendigen Maßnahmen getroffen werden. Aufgrund der Erlasslage ist das 
Entschließungsermessen insofern reduziert, als weitere Maßnahmen erforderlich sind, um 
die Ausbreitung des Virus einzudämmen und Infektionsketten zu unterbrechen. 

Hinsichtlich des Auswahlermessens ist nach dem Erlass grundsätzlich davon auszugehen, 
dass aufgrund aktueller Entwicklungen und Erkenntnislagen, insbesondere der stark zuneh­
menden Ausbreitung von SARS-CoV-2 keine Schutzmaßnahmen getroffen werden können, 
die gleich effektiv, aber weniger eingriffsintensiv sind, als die Maßnahmen nicht durchzufüh­
ren. Laut Erlass reduziert sich das Auswahlermessen der zuständigen Behörden regelmäßig 
dahingehend, dass nur die Absage oder zeitliche Verschiebung bis zur Änderung der Ge­
fährdungslage und Aufhebung der getroffenen Maßnahmen in Betracht kommt. Nach dem 
Erlass hiervon ausgenommen sind notwendige Veranstaltungen, insbesondere solche, die 
der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der Daseinsfürsorge und 
-vorsorge zu dienen bestimmt sind. Zur Begründung verweist der Erlass auf die in kurzer 
Zeit rasante Verbreitung des Virus. Vor dem Hintergrund der dynamischen Entwicklung der 
SARS-CoV-E müssen weiterhin kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung, insbe­
sondere Verzögerung der Ausbreitungsdynamik ergriffen und Infektionsketten unterbrochen 
werden. Durch die durch diese Maßnahmen verlangsamte Weiterverbreitung des Virus kann 
die dringend erforderliche Zeit gewonnen werden, um im Interesse des Gesundheitsschutzes 
vulnerabler Personengruppen das Gesundheitssystem leistungsfähig zu halten. 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg (Tröpfchen) z.B. durch Husten, Niesen, oder 
teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es leicht zu Übertra­
gungen von Mensch zu Mensch kommen. Laut Erlass ist eine Vermeidung von nicht not-
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wendigen Veranstaltungen angezeigt, um dem Ziel, die Ausbreitung des Virus durch konse­
quente soziale Distanzierung im täglichen Leben zu verlangsamen, näher zu kommen. 
Im Rahmen meiner Risikobewertung komme ich zu dem Ergebnis, dass bei der aktuellen 
Ausbreitungsgeschwindigkeit das Ziel einer Eindämmung nur erreicht werden kann, wenn 
vorübergehend jede Veranstaltung unabhängig von ihrer Personenzahl untersagt wird. Jeder 
nicht notwendige soziale Kontakt beinhaltet ein derart hohes Gefährdungspotential, so dass 
nur durch ein Verbot von Veranstaltungen eine Weiterverbreitung der Infektionen mit dem 
SARS-CoV-2 Virus in der Bevölkerung verhindert oder zumindest verlangsamt werden kann. 
Dem gegenüber sind keine ausreichenden Schutzmaßnahmen durch die Veranstalter mög­
lich, die gleich effektiv, aber weniger eingriffsintensiv sind, als eine Veranstaltung nicht 
durchzuführen. Die extrem hohen Risikofaktoren des Zusammentreffens von Personen bei 
Veranstaltungen, wie vor allem Dauer, Anzahl und Intensität der Kontaktmöglichkeiten sowie 
die fehlende Rückverfolgbarkeit reduzieren mein Ermessen dahingehend, dass nur die Ab­
sage in Betracht kommt. 

Aufgrund der aktuellen Risikobewertung kann nur mit dem Verbot von Veranstaltungen die 
dringend erforderliche Verzögerung des Eintritts von weiteren Infektionen erreicht werden. 
Ziel ist es, das Gesundheitswesen nicht zu überlasten und die erforderlichen Kapazitäten für 
die Behandlung von Erkrankten sowie sonstigen Krankheitsfällen bereit zu halten. Damit wird 
auch Zeit gewonnen, Therapeutika und Impfstoffe zu entwickeln. 
Unter Berücksichtigung dieser Faktoren ist das zeitlich befristete Verbot nicht nur zur Gefah­
renabwehr geeignet, sondern auch erforderlich und verhältnismäßig. Zwar werden die 
Grundrechte der Art. 2, Absatz 2, Satz 2, Art. 4, Art. 12 Abs. 1, Art. 14 Abs. 1, Art. 8 Grund­
gesetz insoweit eingeschränkt. Die Maßnahme istjedoch in Anbetracht der vorrangigen Inte­
ressen der Gesundheitssicherung der Bevölkerung, insbesondere der besonderen Risiko­
gruppen, gerechtfertigt. 

Die Befristung bis zum 19.04.2020 erfolgt aus Gründen der Verhältnismäßigkeit 
Für diese Anordnung bin ich nach § 3 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
nach dem Infektionsschutzgesetz- ZVO-IfSG zuständig. 

Rechtgrundlagen der Maßnahmen unter 2 sind §§ 16 Abs. 1, 28 Abs. 1 S. 2 lfSG. Aufgrund 
der unter 1. gegebenen Begründung ist es zur Gesundheitssicherung der Bevölkerung not­
wendig, das Verbot von Veranstaltungen um ein Verbot von weiteren Anlässen zu ergänzen, 
bei denen vergleichbar hohe Risikofaktoren existieren, wie z.B. des Zusammentreffens von 
Personen bei Veranstaltungen, wie vor allem Dauer, Anzahl und Intensität der Kontaktmög­
lichkeiten sowie die fehlende Rückverfolgbarkeit. 
Aufgrund der aktuellen Risikobewertung kann nur mit dieser Einschränkung sozialer Kon­
taktmöglichkeiten die dringend erforderliche Verzögerung des Eintritts von weiteren Infektio­
nen erreicht werden. Die Regelung orientiert sich an einer Reduzierung der sozialen Kon­
taktmöglichkeiten in Anlehnung an die Schutzbestimmungen an stillen Feiertagen. Ziel ist es, 
durch eine vorübergehende konsequente soziale Distanzierung die Ausbreitung des Virus im 
täglichen Leben zu verlangsamen. Die Maßnahmen sollen dazu beitragen, das Gesund­
heitswesen nicht zu überlasten und die erforderlichen Kapazitäten für die Behandlung von 
Erkrankten sowie sonstigen Krankheitsfällen bereithalten zu können. Damit wird auch Zeit 
gewonnen, Therapeutika und Impfstoffe zu entwickeln. 
Unter Berücksichtigung dieser Faktoren ist das zeitlich befristete Verbot nicht nur zur Gefah­
renabwehr geeignet, sondern auch erforderlich und verhältnismäßig. Zwar werden die 
Grundrechte der Artikel2, Absatz 2, Satz 2, 12 Abs. 1, 14 Abs. 1, ArtikelS Grundgesetz in­
soweit eingeschränkt. Die Maßnahme ist in Anbetracht der vorrangigen Interessen der Ge­
sundheitssicherung der Bevölkerung, insbesondere der besonderen Risikogruppen, gerecht­
fertigt. 
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Die Allgemeinverfügung ist kraftGesetzessofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 i. V. m. § 
16 Abs. 81fSG. Die Anfechtungsklage hat keine aufschiebende Wirkung. 

Die Strafbarkeit von Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung ergibt sich aus § 75 Abs. 1 
Nr. 1, Abs. 3 lfSG. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei 
dem Verwaltungsgericht Arnsberg, Arnsberg erheben. 

Gez. 
K. Hülsenbeck 
(Bürgermeister) 
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